
39. öffentliche/nichtöffentliche Sitzung des Ausschusses für Bildung und Sport
Gremium: Ausschuss für Bildung und Sport
Sitzungstermin: Dienstag, 24.04.2012, 17:30 Uhr
Ort, Raum: Raum 1.077, Stadthaus, Friedrich-Ebert-Str. 

79/81

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der 
ordnungsgemäßen Ladung / Entscheidung über 
eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift 
des öffentlichen Teils der Sitzung vom 27.03.2012 / 
Feststellung der öffentlichen Tagesordnung

3 Wahl Stellvertreter des Ausschussvorsitzenden

4 Zweite Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Erstattung von Schülerfahrtkosten sowie die 
Beförderung von Schülerinnen und Schülern der 
Landeshauptstadt Potsdam
MV 11/SVV/0933

Prüfergebnis zu den Hinweisen in 
der Sitzung am 17.01.2012, 
TOP 3.1

5 Überweisungen aus der 
Stadtverordnetenversammlung

5.1 Anpassung der Sportfördersatzung der 
Landeshauptstadt Potsdam

Fraktionen FDP, Potsdamer 
Demokraten

12/SVV/0038

5.2 Zweite Änderung der Sportanlagen- Nutzungs- und 
Vergabeordnung der Landeshauptstadt Potsdam

FB Bildung und Sport

12/SVV/0144



Seite: 2/2

5.3 Aufhebung der Satzung über die Nutzung und die 
Erhebung von Gebühren des Wohnheimes der 
Spezialschule Sport 'Friedrich Ludwig Jahn' und 
Beschlussfassung der Entgeltordnung für die 
Bereitstellung von Unterkunft und Verpflegung im 
Wohnheim der Spezialschule Sport 'Friedrich 
Ludwig Jahn'

FB Bildung und Sport
auch Luftschiffhafenbeirat

12/SVV/0141

5.4 Struktur des Oberstufenzentrums I - Technik 
Potsdam

FB Bildung und Sport

12/SVV/0202

5.5 Rahmenkonzept für Stadtteilschule GB Bildung, Kultur und Sport
MV 12/SVV/0259

6 Mitteilungen der Verwaltung

7 Sonstiges

7.1 Aktueller Stand Ü 7-Verfahren

7.2 Hygiene-, Reinigungs- und Lüftungspläne an 
Potsdamer Schulen 
bzgl. 11/SVV/0269

Nichtöffentlicher Teil

8 Feststellung der nicht öffentlichen Tagesordnung / 
Entscheidung über eventuelle Einwendungen gegen 
die Niederschrift des nicht öffentlichen Teils der 
Sitzung vom 27.03.2012





















































Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

12/SVV/0038

öffentlich
Betreff: Anpassung der Sportfördersatzung der Landeshauptstadt Potsdam

Erstellungsdatum 10.01.2012
Eingang 902:

Einreicher: Fraktionen FDP, Potsdamer Demokraten

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

25.01.2012 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Sportfördersatzung der Landeshauptstadt Potsdam zu 
überarbeiten und um die Regeln des Sponsorings in städtischen Beteiligungen zu ergänzen. Die 
Ergebnisse der Transparenzkommission zum Sponsoring städtischer Beteiligungen sollen dabei 
Berücksichtigung finden.

gez. Johannes von der Osten-Sacken Peter Schultheiß
Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzender
FDP-Fraktion Fraktion Potsdamer Demokraten

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt

Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung:

Spätestens mit Beschlussfassung des einmaligen Zuschusses zum 1. VfL Potsdam e.V. ist klar 
geworden, dass die Landeshauptstadt einheitliche, faire und transparente Regeln für alle Fälle des 
Sponsorings und der Sportförderung benötigt. Die seit 1994 bestehende Sportfördersatzung bedarf 
auch angesichts der aktuellen Fälle einer dringenden Überarbeitung.



Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

12/SVV/0144

Betreff: öffentlich

Zweite Änderung der Sportanlagen- Nutzungs- und Vergabeordnung der Landeshauptstadt 
Potsdam

Erstellungsdatum 17.02.2012
Eingang 902: 17.02.2012

Einreicher: FB Bildung und Sport 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

07.03.2012 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Zweite Änderung der Sportanlagen- Nutzungs- und Vergabeordnung der Landeshauptstadt Potsdam 
vom 15. August 2000 (gemäß Anlage), zuletzt geändert durch Erste Änderung, Verordnung vom 
16.11.2001 - öffentlich bekannt gemacht am 29.11.2001 im Amtsblatt für die Landeshauptstadt 
Potsdam

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt
Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. Förderung), 
beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

Durch Beschlussfassung könnten durchschnittlich bei unterstellten ca. 35 Veranstaltungen mit 
durchschnittlich 600 Zuschauern und unterstelltem Kartenpreis von 7,- € ca. 14.700 € pro Jahr 
zusätzlich vereinnahmt werden.

ggf. Folgeblätter beifügen

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1 Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4



Begründung:

Gemäß Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 12.12.2011 DS 11/SVV/0876 wurde die 
Verwaltung beauftragt eine Ergänzung der Sportanlagen- Nutzungs- und Vergabeordnung zu 
erarbeiten, in der die Nutzung des Geländes am Luftschiffhafen und aller dort befindlichen 
Sporteinrichtungen verbindlich geregelt wird. 

Es muss an dieser Stelle festgestellt werden, dass bereits die aktuell gültige Fassung der 
Sportanlagen- Nutzungs- und Vergabeordnung die Nutzung des Geländes am Luftschiffhafen und 
aller dort befindlichen Sporteinrichtungen verbindlich regelt, da sich ihr Wirkungsbereich auf alle 
kommunalen Sportanlagen im Gebiet der Landeshauptstadt Potsdam bezieht und auch die einzelnen 
Sporteinrichtungen sich in der Struktur der bestehenden Vergabeordnung grundsätzlich einordnen 
lassen. Gleichwohl sieht die Verwaltung das Erfordernis einer Anpassung, da insbesondere durch die 
Inbetriebnahme der MBS-Arena nicht mehr alle Nutzungsinhalte adäquat in der bestehenden 
Vergabeordnung abgedeckt sind. 

Insbesondere durch die nunmehr vorhandenen Zuschauerkapazitäten wird eine erhebliche Erhöhung 
der potentiellen Einnahmen aus Kartenverkäufen ermöglicht. Auf Grundlage der in der 
Sportfördersatzung verankerten unentgeltlichen Nutzungsüberlassung an gemeinnützige 
Sportvereine der Landeshauptstadt Potsdam liegt es, vor dem Hintergrund der nunmehr vorhandenen 
Einnahmemöglichkeiten aus Kartenverkäufen, nahe, die Vereine in geeigneter Form an den Kosten 
der Sportanlage zu beteiligen. Eine prozentuale Beteiligung an den Einnahmen aus Kartenverkäufen 
des Veranstalters birgt für alle Beteiligten das geringste finanzielle Risiko – siehe Punkt 6. 
Nutzungsentgelte Abs. (5). Ausgehend vom Grundsatz der Gleichbehandlung sind ab dem Zeitpunkt 
der Beschlussfassung ähnlich geartete Einrichtungen mit Sitzplatzkapazitäten ebenso zu behandeln.

Die kreisfreien Städte Cottbus und Frankfurt / Oder verfügen mit der Lausitz-Arena und der 
Brandenburg-Halle bereits schon länger über ähnlich geartete Einrichtungen. In den dortigen 
Satzungen gibt es entsprechend vergleichbare Regelungen.

Bezogen auf die potentiellen Einnahmen aus Kartenverkäufen wird derzeit noch die entsprechende 
Umsatzsteuerproblematik geprüft. Daraus wird sich ergeben, an welcher Stelle die Einnahmen 
sinnvoller Weise zu verbuchen sind. 

Über die normale Nutzung einer Sporthalle hinausgehende Leistungen wie z. B. Videowand, VIP-
Raum oder Catering sind bereits zwischen der LHP und der Luftschiffhafen GmbH vertraglich 
geregelt. Insofern sollen im Rahmen der Abtretung dieser Rechte die entsprechenden Leistungen in 
der Preistafel der Luftschiffhafen GmbH abgebildet werden. 

Im Punkt 6. Nutzungsentgelte Abs. (3) sind Anpassungen aufgrund von praktischen Erfahrungen 
vorgenommen worden. Die bis dato enthaltenen Tagessätze für die Überlassung von Sportanlagen 
wurden ausgehend von der regelmäßigen Öffnungszeit in Stundensätze umgerechnet und gerundet.

Bei den Regelungen zur Überlassung einer Sporthalle wurde nunmehr eine dritte Größenkategorie 
eingeführt. Die alte Regelung bezog sich vornehmlich auf die DDR-Typenbauten KT 60 und MT 90. 
Die neue Regelung trägt den neuen Kategorien nach DIN Rechnung. 

Der Punkt g) regelt die Überlassung der MBS-Arena. Der ausgewiesene Stundensatz von 148,00 € 
basiert auf eine entsprechende Kostenkalkulation.

Die übrigen Anpassungen sind wegen vorausgegangener struktureller Veränderungen oder wegen 
praktischer Erfordernisse bzw. zur Klarstellung vorgenommen worden. 

Anlage:  

Zweite Änderung der Sportanlagen- Nutzungs- und Vergabeordnung der Landeshauptstadt Potsdam



Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

12/SVV/0141

Betreff: öffentlich

Aufhebung der Satzung über die Nutzung und die Erhebung von Gebühren des Wohnheimes der 
Spezialschule Sport 'Friedrich Ludwig Jahn' und Beschlussfassung der Entgeltordnung für die 
Bereitstellung von Unterkunft und Verpflegung im Wohnheim der Spezialschule Sport 'Friedrich 
Ludwig Jahn'

Erstellungsdatum 16.02.2012
Eingang 902: 21.02.2012

Einreicher: FB Bildung und Sport 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

07.03.2012 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

1. Aufhebung der Satzung über die Nutzung und die Erhebung von Gebühren des Wohnheimes 
der Spezialschule Sport „Friedrich Ludwig Jahn“ in Potsdam vom 17. März 2003 (Anlage 1).

2. Entgeltordnung für die Bereitstellung von Unterkunft und Verpflegung im Wohnheim der 
Spezialschule Sport „Friedrich Ludwig Jahn“, Zeppelinstraße 114-117, 14471 Potsdam (Anlage 
2).

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt
Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. Förderung), 
beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

Zu 1. 
Die Aufhebung der Satzung hat keine finanziellen Auswirkungen, weil die darin erhobenen 
Nutzungsentgelte für die Unterkunft für bestimmte Nutzergruppen (Kadersportler, Azubi u.a.) 
nunmehr von der Luftschiffhafen Potsdam GmbH als Träger des Wohnheims geltend gemacht 
werden. Diese Erträge sind in der Antragstellung der Luftschiffhafen Potsdam GmbH zur Zuwendung 
der nichtgedeckten Miete durch die LHP bereits als Ertrag angegeben und somit in der Planung der 
Zuwendung im Haushalt der LHP berücksichtigt.

Zu 2.
Aufgrund der derzeit bestehenden Bescheide zur Aufnahme der Nutzer in das Wohnheim der 
Sportschule ist die Anwendung der Entgeltordnung erst mit Beginn des Schuljahres 2012/2013 
möglich. In 2012 werden deshalb zusätzliche Erträge für fünf Monate (August – Dezember) wirksam. 
Die Zuwendung der LHP wird entsprechend gemindert.

2012 (Produkt/Konto Aufwand 3671003/5315000)
40 EUR/Monat x 5 Monate x 400 Nutzer =   80.000 EUR
Vor Satzungsänderung                                                    Nach Satzungsänderung
Aufwand: 1.374.900 €                                                        Aufwand: 1.294.900 €

2013 (Produkt/Konto Aufwand 3671003/5315000)
40 EUR/Monat x 12 Monate x 400 Nutzer =   192.000 EUR
Vor Satzungsänderung                                                    Nach Satzungsänderung
Aufwand: 1.392.300 €                                                        Aufwand: 1.200.300 €

ggf. Folgeblätter beifügen

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1 Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4



Begründung:

Zu 1. 
Die Landeshauptstadt Potsdam (LHP) hat mit Wirkung vom 01.08.2011 die Betreibung des 
Wohnheims der Sportschule Potsdam in die Trägerschaft der Luftschiffhafen Potsdam GmbH 
übergeben. Eigentümer des Gebäudes ist die Pro Potsdam GmbH. Die Übernahme der Trägerschaft 
und die Betreibung ist in der „Vereinbarung zum Wohnheim Luftschiffhafen“ vom 20.07/22.07.2011 
zwischen den beteiligten Partnern geregelt. Die Stadtverordnetenversammlung der LHP hat der 
Vereinbarung mit Beschluss DS 11/SVV/0351 vom 01.06.2011 zugestimmt.

Mit der Übertragung des Wohnheimes der Sportschule Potsdam in private Trägerschaft ist eine neue 
Regelung der Kostenbeteiligung der Nutzer für die Inanspruchnahme von Unterkunft und Verpflegung 
im Wohnheim der Sportschule Potsdam erforderlich. Die Regelung erfolgt durch eine Entgeltordnung. 
Die bestehende Satzung ist aufzuheben.

Zu 2.
Gemäß § 114 Abs. 4 des Brandenburgischen Schulgesetzes (BbgSchulG) ist die Höhe der 
Kostenbeteiligung der Nutzer des Wohnheimes einer Spezialschule durch den Schulträger 
festzusetzen.

Entsprechend Auflage des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport des Landes Brandenburg 
(MBJS) im Zuwendungsbescheid zur Sanierung des Wohnheims Luftschiffhafen, zuletzt geändert am 
26.02.2009, ist bei Änderung der Kostenbeteiligung das MBJS zu beteiligen und dessen Zustimmung 
einzuholen. Die Zustimmung des MBJS zur Kostenbeteiligung der Eltern an Unterkunft und 
Verpflegung i. H. v. insgesamt 200,00 EUR monatlich liegt per 14.02.2012 vor.

a) Unterkunft

Die Inanspruchnahme der Unterkunft wird zukünftig durch einen Mietvertrag zwischen der 
Luftschiffhafen Potsdam GmbH und dem Nutzer vereinbart. Entsprechend der verbindlichen Auskunft 
des Finanzamtes Potsdam vom 06.06.2011 zur Betreibung des Wohnheims sind Kostenbeteiligungen 
der Nutzer an den Mietkosten vorzusehen, sofern die Bereitstellung der Wohnheimplätze für den 
Schulträger steuerfrei erfolgen soll. Die bisherige Satzung über die Nutzung und die Erhebung von 
Gebühren des Wohnheimes der Spezialschule Sport „Friedrich Ludwig Jahn“ in Potsdam vom         
17. März 2003 sieht eine Kostenbeteiligung der Schüler bzw. ihrer Eltern an den Unterkunftskosten 
nicht vor. 

Die Festlegung der Kostenbeteiligung an der Unterkunft basiert auf der Kostenkalkulation zur 
Betreibung des Wohnheims für 2012. Demnach entsteht eine ungedeckte Miete i. H. v. 2.386.876 
EUR. Das entspricht einem Kostensatz von 497,27 EUR monatlich bei 400 Wohnheimplätzen. Eine 
Kostenbeteiligung der Nutzer i. H. v. 40,00 EUR monatlich (8 %) ist angemessen. 

Den Nutzern des Wohnheims wird mit der Beteiligung an den Unterkunftskosten die Möglichkeit 
eröffnet, künftig bisher nicht genutzte Fördermöglichkeiten in Anspruch zu nehmen wie u.a. weitere 
Förderungen der „Deutschen Sporthilfe“.

Durch die Kostenbeteiligung aller Nutzer werden zukünftig auch Nutzer aus anderen Bundesländern 
an den Unterkunftskosten beteiligt.

Die Erträge aus der Kostenbeteiligung mindern die Zuwendung der LHP.

b) Verpflegung

Die Verpflegung der Wohnheimnutzer wird durch den Betreiber des Schülerrestaurants sicher 
gestellt.

Entsprechend der bisher gültigen Satzung werden diese Kosten vollumfänglich durch die Nutzer 
getragen. Die LHP hält an diesem Grundsatz fest. Dazu wird vom Betreiber des Schülerrestaurants 
die Bereitstellung einer sportgerechten ganztägigen Grundversorgung durch Erteilung einer 
entsprechenden Konzession gefordert. Individuelle oder sportartenspezifische Mehrbedarfe sind in 



der Grundversorgung nicht enthalten. Diese können über zusätzliche Angebote des Betreibers des 
Schülerrestaurants von den Nutzern entgeltpflichtig in Anspruch genommen werden.

Eine monatliche Kostenbeteiligung der Nutzer i. H. v. 160,00 EUR (alt 156,80 EUR) an der 
Grundversorgung Verpflegung ist angemessen. Die monatliche Kostenbeteiligung alt 156,80 EUR war 
Ergebnis eines Ausschreibungsprozesses auf der Basis einer Leistungsbeschreibung. Bei Vergabe 
einer Dienstleistungskonzession wird keine Vergabe der Leistung als solche durchgeführt. 

Die bisherige Kostenbeteiligung der Nutzer an der Verpflegung stellt einen Höchstbetrag dar. Es 
werden bisher nur die tatsächlich in Anspruch genommenen täglichen Leistungen entgeltpflichtig. 
Unter dieser Bedingung gestaltet es sich schwierig, eine sportgerechte Grundversorgung 
abzusichern.  Aus diesem Grund wird in der Entgeltordnung ein pauschaler monatlicher Betrag 
festgelegt.

Zur Bewertung der Plausibilität und Angemessenheit einer pauschalen Kostenbeteiligung wird der 
Preisindex des statistischen Bundesamtes für Beherbergungs- und Gaststättenleistungen (2009: 
99,1; 2011: 111,5) und für Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke (2009: 100,3; 2011: 115,7) 
herangezogen. Mit den Preisindizes ergeben sich Beträge von 176,42 EUR bzw. 180,87 EUR auf der 
Basis der bisherigen Kostenbeteiligung i. H. v. 156,80 EUR. Insofern ist eine pauschale 
Kostenbeteiligung i. H. v. 160,00 EUR in Anbetracht der Preisentwicklung angemessen.



Anlage 1

Satzung zur Aufhebung der Satzung über die Nutzung und die Erhebung von Gebühren des 
Wohnheimes der Spezialschule Sport „Friedrich Ludwig Jahn“ in Potsdam vom 17. März 2003

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam hat in ihrer Sitzung am .................  
folgende Aufhebungssatzung beschlossen:

Rechtsgrundlage: 
- § 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf)) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 27. Dezember 2007 (GVBl. I, S. 286), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
09.Januar 2012 (GVBl. I, S.1)

- § 99 Abs. 2 Satz 3, 114 Abs. 4 Satz 1 und 2 des Brandenburgischen Schulgesetzes (BbgSchulG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 2002 (GVBl. I S. 78), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 19.Dezember 2011 (GVBl. I, Nr. 35)

-

§ 1
Aufhebung der Satzung zur Nutzung und Gebührenerhebung

Die Satzung über die Nutzung und die Erhebung von Gebühren des Wohnheimes der Spezialschule 
Sport „Friedrich Ludwig Jahn“ in Potsdam vom 17. März 2003 (Amtsblatt 4/2003 der 
Landeshauptstadt Potsdam vom 27. März  2003) wird aufgehoben.

§ 2
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Potsdam, den .......

Jann Jakobs
Oberbürgermeister

http://www.potsdam.de/cms/beitrag/10001629/36106/
http://www.potsdam.de/cms/beitrag/10001629/36106/
http://www.potsdam.de/cms/beitrag/10001629/36106/


Anlage 2

Entgeltordnung für die Bereitstellung von Unterkunft und Verpflegung im Wohnheim der 
Spezialschule Sport „Friedrich Ludwig Jahn“, Zeppelinstraße 114-117, 14471 Potsdam

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam hat in ihrer Sitzung am ................ 
folgende Entgeltordnung beschlossen:

Rechtsgrundlage:

- § 99 Abs. 2 Satz 3, 114 Abs. 4 Satz 1 und 2 des Brandenburgischen Schulgesetzes (BbgSchulG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 2002 (GVBl. I S. 78), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 19.Dezember 2011 (GVBl. I, Nr. 35)

§ 1
Gegenstand der Entgeltordnung

(1) Die Inanspruchnahme von Unterkunft und Verpflegung im Wohnheim der Spezialschule Sport 
„Friedrich Ludwig Jahn“, Zeppelinstraße 114-117 in 14471 Potsdam ist entgeltpflichtig. 

(2) Zur Zahlung des Entgelts ist derjenige verpflichtet, der Unterkunft und Verpflegung im 
Wohnheim in Anspruch nimmt. Bei minderjährigen Nutzern sind zur Zahlung des Entgelts ihre 
gesetzlichen Vertreter verpflichtet.

(3) Die Inanspruchnahme eines Wohnheimplatzes beinhaltet stets sowohl Unterkunft als auch 
Verpflegung. Durch den Betreiber des Schülerrestaurants wird eine sportgerechte 
Grundversorgung angeboten. Darüber hinausgehende Verpflegungsangebote an die 
volljährigen Schülerinnen und Schüler und bei Minderjährigen an ihre gesetzlichen Vertreter 
werden von dieser Entgeltordnung nicht erfasst.

§ 2
Höhe des Entgelts

(1) Für die Bereitstellung von Unterkunft und Verpflegung im genannten Wohnheim sind 
nachfolgende Entgelte für die monatliche Nutzung zu entrichten:

a) für die Unterkunft:               40,00 EUR
b) für die Verpflegung (Grundversorgung) 160,00 EUR 

§ 3
Entstehung der Entgeltforderung

(1) Über die Bereitstellung von Unterkunft schließen die volljährigen Schülerinnen und Schüler, 
bei Minderjährigen ihre gesetzlichen Vertreter, einen Mietvertrag mit dem Träger des 
Wohnheims ab.

(2)  Über die Bereitstellung der Verpflegung schließen die volljährigen Schülerinnen und Schüler, 
bei Minderjährigen ihre gesetzlichen Vertreter, einen Verpflegungsvertrag mit dem Betreiber 
des Schülerrestaurants ab. 

(3) Die Bereitstellung von Unterkunft und Verpflegung soll in der Regel jährlich vereinbart werden.



§ 4
Weitere Regelungen

(1) Weitere Regelungen, insbesondere zur  Fälligkeit des Entgelts, zu den Folgen bei Säumnis, 
Nichtinanspruchnahme von Unterkunft und/oder Verpflegung sowie zur Beendigung der 
Nutzung eines Wohnheimlatzes  sind Gegenstand des jeweils abzuschließenden Miet- bzw. 
Verpflegungsvertrags.

§ 5
Inkrafttreten

(1) Die Entgeltordnung für die Bereitstellung von Unterkunft und Verpflegung im Wohnheim der 
Spezialschule Sport „Friedrich Ludwig Jahn“, Zeppelinstraße 114-117, 14471 Potsdam tritt am 
........ in Kraft.

Potsdam, den .........

Jann Jakobs
Oberbürgermeister



Anlage 3

Kalkulation der ungedeckten Miete gemäß Zuwendungsantrag der Luftschiffhafen Potsdam GmbH 
vom 20.12.2011 inkl. Personalkosten der LHP aus Personalgestellung

Personalkosten  1.763.200,00 € 
Fortbildung, Reisekosten       38.000,00 € 
Restrukturierung Verbundsystem       10.000,00 € 
Nachtwache Wohnheim       55.000,00 € 
Pachtzins und Kosten der 
Gebäudebereitstellung       98.088,00 € 
Bewirtschaftung der Geräte und Anlagen     184.000,00 € 
Reparatur, Material       60.000,00 € 
Sonstige Aufwendungen       32.440,00 € 
Weitere Verwaltungs- und Betriebsausgaben     168.830,00 € 
Telefon           600,00 € 
Bürobedarf, Bücher, Betriebsbedarf       15.000,00 € 
Steuern, Gebühren       15.000,00 € 
Schülerbetreuung       20.000,00 € 
Anwaltskosten       20.000,00 € 
  
Aufwand gesamt:  2.480.158,00 € 
  
Benutzungsgebühr        4.680,00 € 
Mieten und Pachten        8.802,24 € 
Geschäftsbesorgung OSP       79.800,00 € 
  
Ertrag gesamt:       93.282,24 € 
  
Saldo:  2.386.875,76 € 
  
Kosten je Wohnheimplatz (400)/a        5.967,19 € 
  
Kosten je Wohnheimplatz (400)/Monat           497,27 € 



Beschlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

12/SVV/0202

Betreff: öffentlich

Struktur des Oberstufenzentrums I - Technik Potsdam

Erstellungsdatum 12.03.2012
Eingang 902: 15.03.2012

Einreicher: FB Bildung und Sport 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

04.04.2012 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Struktur des Oberstufenzentrums I Technik Potsdam wird ab dem Schuljahr 2012/2013 wie folgt 
festgelegt:

- Abteilung 1 mit den Bildungsgängen Berufsschule, Fachoberschule

- Abteilung 2 mit dem Bildungsgang Berufsschule

- Abteilung 3 mit den Bildungsgängen Berufsschule, Berufsfachschule, Fachschule

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Rückseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:

 einstimmig  mit Stimmen-
mehrheit

Ja Nein Enthaltung überwiesen in den Ausschuss:

 erledigt  abgelehnt
Wiedervorlage:

 zurückgestellt  zurückgezogen



Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. Förderung), 
beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

keine

ggf. Folgeblätter beifügen

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1 Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4



Begründung:

Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 02.06.2010 (DS 10/SVV/0333) wurde die 
Struktur der Oberstufenzentren festgelegt. Das OSZ I gliedert sich dementsprechend in vier 
Abteilungen. Mit Schreiben des Staatlichen Schulamtes vom 01.12.2011 (Anlage 1) wurde nunmehr 
aufgrund der Schülerzahlentwicklung die Umstrukturierung des OSZ empfohlen. Dementsprechend 
rechtfertigt die Schülerzahlprognose künftig nur noch drei Abteilungen.

Entsprechend dem einstimmigen Beschluss der Schulkonferenz vom 26.01.2012 wird die neue 
Struktur des OSZ I mit drei Abteilungen vorgeschlagen  (Anlage 2).

Gemäß § 16 Abs. 2 i. V. m. § 69 Abs. 1 und § 73 Abs. 8 Brandenburgisches Schulgesetz ist für die 
Festlegung der Abteilungsstruktur ein Beschluss der Stadtverordnetenversammlung erforderlich.

Anlagen:

- Votum des staatlichen Schulamtes Brandenburg
- Neue Struktur des OSZ I



Mitteilungsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

12/SVV/0259

Betreff: öffentlich
Rahmenkonzept für Stadtteilschule

bezüglich
DS Nr.:  11/SVV/0758

Erstellungsdatum 29.03.2012
Eingang 902: 30.03.2012

Einreicher: GB Bildung, Kultur und Sport 

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

04.04.2012 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Inhalt der Mitteilung:  Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

Mit dem hier vorgelegten Entwurf einer Rahmenkonzeption wird ein Zwischenbericht zur Umsetzung 
des Beschlusses DS 11/SVV/0758 vorgelegt.
Der Entwurf dient im weiteren Prozess der strukturellen und inhaltlichen Entwicklung und Umsetzung 
des Projektes Stadtteilschule/Begegnungszentrum Drewitz als Handlungsgrundlage.
Für die Eröffnung und Inbetriebnahme der neuen Einrichtung ist bei planmäßiger bautechnischer und 
termingerechter Umsetzung der jeweils vorausgehenden Schritte der Beginn des Schuljahres 2013/14 
geplant.
In einem nächsten Arbeitsschritt soll der Entwurf bis zum Sommer weiter öffentlich diskutiert werden. 
Der Kreis der zu Beteiligenden umfasst u.a. den Stadtteilrat Stern/Drewitz/Kirchsteigfeld, die 
Bürgervertretung Drewitz, das Bürgeraktiv,  die Gremien der Grundschule „Am Priesterweg“. 
  
Nach der Sommerpause soll auf der Grundlage des Rahmenkonzeptes das Auswahlverfahren für einen 
Betreiber eröffnet werden, das mit der Einsetzung eines zukünftigen Trägers durch die 
Stadtverordnetenversammlung im Frühjahr 2013 beendet werden soll.
Der Vorschlag für die Betreiberauswahl wird unter Anwendung der Prinzipien partizipatorischen 
Handelns erarbeitet.  

Beratungsergebnis
Zur Kenntnis genommen:

Gremium: Sitzung am:

 zurückgestellt  zurückgezogen überwiesen in den Ausschuss:

Wiedervorlage:

Büro der Stadtverordnetenversammlung



Finanzielle Auswirkungen?  Ja  Nein

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. Förderung), 
beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

Vorliegende Mitteilungsvorlage hat keine direkten finanziellen Auswirkungen.

Entsprechend des Kapitels 6 ‚Finanzierung’ des beigefügten Rahmenkonzeptes sind allerdings in die 
Haushaltsplanung 2013 ff. im Ergebnishaushaushalt des Produktes 28404 (Bürgerhäuser und 
bürgerschaftliches Engagement) die noch im Detail zu ermittelnden finanziellen Mittel
einzustellen.

ggf. Folgeblätter beifügen

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1  Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4

Anlagen

A1 Chronologie der Stadtteilschule Drewitz, Stand 24.01.2012
A2 Begegnungszentrum Drewitz. Anforderungskatalog des Expertengremiums
als Grundlage für die inhaltliche Rahmenkonzeption. 20.12.2011
A3 Raumnutzungsplanung, Übersicht und Grundrisse EG bis 3. OG.
Stand 16. Januar 2012. ROBERTNEUN Architekten
Die Grundrisse sind digital vorhanden, ein Druckexemplar liegt den Fraktionen vor.
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Landeshauptstadt Potsdam
Stadtverordnetenversammlung

Anwesenheitsliste

Gremium

Ausschuss für Bildung und Sport

Sitzungstag

24.04.2012

Sitzungs-Nr.

0004/B/S/12

Sitzungsdauer: von - bis

17:30 Uhr

Sitzungsleitung:

Name, Vorname Fraktion anwesend: 
von - bis

Unterschrift

Ausschussvorsitzender

 Herr  Michael Schröder CDU

Ausschussmitglieder

 Frau  Gudrun Hofmeister DIE LINKE

 Frau  Olga Schummel DIE LINKE

 Herr  Stefan Wollenberg DIE LINKE

 Herr  Volker Klamke SPD

 Frau  Hannelore Knoblich SPD

 Frau  Anke Michalske-Acioglu SPD

 Herr  Andreas Menzel Bündnis 90/Die 
Grünen

 Herr  Johannes Baron v. d. Osten 
gen. Sacken 

FDP

 Frau  Ute Bankwitz BürgerBündnis

 Herr  Arndt Sändig Die Andere

stellv. Ausschussmitglieder

 Frau  Birgit Müller DIE LINKE

 Frau Dr. Sigrid Müller DIE LINKE

 Frau Dr. Karin Schröter DIE LINKE
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 Herr  Claus Wartenberg SPD

 Frau  Christina Wolf SPD

 Herr  Hans-Wilhelm Dünn CDU

 Frau Dr. Brigitte Lotz Bündnis 90/Die 
Grünen

 Frau  Franziska Schneider Familienpartei

 Frau  Christine Anlauff Die Andere

 Frau  Jutta Busch SPD

 Herr  Hannes Püschel Die Andere

sachkundige Einwohner

 Herr  Hans-Joachim Ziebarth CDU

 Frau  Sabine Bittrich Migrantenbeirat

 Herr  Florian Engels SPD

 Frau  Christiane Erning Potsdamer 
Demokraten

 Frau  Kathleen Krause SPD

 Frau  Beate Kruczek FDP

 Frau Dr. Manja Orlowski SPD

 Frau  Sabine Speck BürgerBündnis

 Herr Dr. Alexander Steinicke DIE LINKE

 Herr  Sven Stolpe DIE LINKE

 Herr  Sandro Szilleweit Die Andere

 Herr  Daniel Zeller Bündnis90/Die 
Grünen

Beigeordnete

 Frau Dr. Iris Jana Magdowski 

Gast

 Herr  Torsten Gessner BL Sport

 Frau Dr. Roswitha Voigtländer FB Öff. 
Weiterbildung
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